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Justiz In einem am Montag ver-
öffentlichten Urteil wies das
Bundesgericht einen Rekurs des
Nahrungsmittelkonzerns Nestlé
gegen ein Urteil des Waadtlän-
derKantonsgerichts als unzuläs-
sig zurück. Das Kantonsgericht
hatte im Januar anerkannt, dass
die 2011 entlassene Nestlé-Ka-
derfrau und Spezialistin fürNah-
rungsmittelsicherheit Yasmine
Motarjemi von ihremVorgesetz-
ten jahrelang gemobbtwurde. Im
Urteil war von «hinterhältigem
Mobbing» die Rede, das die zu-
vor kerngesunde Klägerin bis an
ihr Lebensende beeinträchtige.

Das Kantonsgericht kritisier-
te das Resultat einer von Nestlé
bei einer Beratungsfirma inAuf-
trag gegebenen Untersuchung
als «Scheingutachten» und hielt
eine finanzielle Entschädigung
für gerechtfertigt. Das Bezirks-
gericht Lausanne wurde als
Vorinstanz angewiesen, einen
Betrag festzusetzen. Motarjemi
forderte eine Entschädigung für
entgangene Lohnzahlungen,
Pensionskassenbeiträge, Arzt-
rechnungen undAnwaltskosten.

Im guten Treu und Glauben
Nestlé hatte das Mobbing und
eineVerletzung desArbeitsrechts
stets bestritten. Im Urteil des
Kantonsgerichts sah derKonzern
einen «finalen Entscheid», der
dem Bezirksgericht Lausanne
keine andere Möglichkeit liess,
als der Ex-Kaderfrau eine Ent-
schädigung zuzusprechen. Das
Bundesgericht sieht das anders.
Der Entscheid des Kantonsge-
richts sei keinesfalls final. Das
Bezirksgericht Lausanne müsse
diverse Fragen beantworten,ver-
füge bei derBerechnung derEnt-
schädigung also über einigen
Handlungsspielraum.

EineNestlé-Sprecherin beton-
te, der Konzern habe nach den
Urteilen der ersten und der zwei-
ten Instanz vor Bundesgericht
daraufverzichtet,dasMobbing in-
frage zu stellen. Zuvor habe man
sich «imgutenTreuundGlauben
auf dieUntersuchungeines exter-
nen Dienstleisters» abgestützt.
Die Firma habe keine moralische
Belästigung festgestellt.

Philippe Reichen

Nestlé unterliegt
in Mobbingfall
vor Bundesgericht

Längerer Urlaub für
Mütter kranker Babys
Ständerat Wenn ein krankes Baby
nach der Geburt länger als
drei Wochen im Spital bleiben
muss, soll dieMutter längerMut-
terschaftsentschädigung erhal-
ten. Der Ständerat hat gestern
einer Änderung des Erwerbser-
satzgesetzes zugestimmt.Damit
soll die Dauer desAnspruchs auf
Mutterschaftsentschädigung um
maximal 56 Tage auf höchstens
154Tage verlängertwerden. (sda)

Parlament genehmigt
Dealmit Saudiarabien
Nationalrat Die grosse Kammer
befürwortet das Doppelbesteue-
rungsabkommen mit Saudiara-
bien. Nach demMord am saudi-
schen Journalisten Jamal Kha-
shoggi hatte die vorberatende
Kommission dieses während
eines Jahres auf Eis gelegt. Der
Nationalrat liess sich über-
zeugen, dass ein Doppelbesteue-
rungsabkommen auswirtschaft-
licher und politischer Sicht
wichtig sei. (sda)

Nachrichten

Werden in Sambia Umweltschutzstandards und Menschenrechte eingehalten? Eine Kupfermine, die von einer Tochterfirma von Glencore betrieben wird. Foto: Bloomberg, Getty Images

Luca De Carli

Die Frau starb an Herzversagen.
Das war vor sechs Jahren. Ihr
Mann gab denAbgasen aus dem
nahen Kupferschmelzwerk die
Schuld am plötzlichen Tod sei-
ner Frau und klagte gegen die
Betreiberfirma. Dieser Fall aus
dem afrikanischen Land Sambia
beschäftigt inzwischen aber auch
Schweizer Politiker.Denn erwird
von den Initianten als Beispiel
dafür präsentiert,weshalb es die
Konzerninitiative braucht. Die
Aktien der Betreiberfirma gehö-
ren mehrheitlich dem Konzern
Glencoremit Sitz in der Schweiz.

Ab Mittwoch berät das Parla-
ment zum letzten Mal über die
Initiative, die verlangt, dass
Schweizer Konzerne imAusland
Menschenrechte und Umwelt-
standards einhalten. Einwichti-
ges Element dafür ist das Haf-
tungsrecht. Oderwie die Initian-
ten sagen: «Wer einen Schaden
anrichtet, soll dafür geradeste-
hen.» Im Vorfeld der Debatte
wird nun aber darüber gestrit-
ten, ob die Initiative eine neue
Haftung schafft. Oder ob Konzer-
ne schon heute in der Schweiz
fürVergehen ihrerTochterfirmen
haftbar gemachtwerden können.

Konkret geht es um die soge-
nannte Geschäftsherrenhaftung:
einSchweizerGesetz,dasseit Jahr-
zehnten existiert. Es besagt, dass
einGeschäftsherrfürSchädenhaf-
ten kann, die seine Hilfsperson
verursacht hat. Ein Beispiel: Der
Mitarbeiter eines Malergeschäfts
zerstört während der Arbeit aus
VersehendenteurenTeppicheines
Kunden.Hier ist eine Klage gegen
das Geschäft möglich.

Christoph Bühler ist Spezia-
list fürWirtschaftsrecht und hat
imAuftrag der Initiativgegner ein

Gutachten zur Initiative verfasst.
Er sagt: «Die Geschäftsherren-
haftung ist auf die heute an-
erkannte rechtliche Gestaltungs-
struktur des Konzerns schlicht
nicht zugeschnitten.» Tochter-
gesellschaften seien keine «wil-
lenlosenWerkzeuge», für die die
Mutter ohne weiteres einzuste-
hen habe, sondern vielmehr
eigenständige Unternehmenmit
eigenverantwortlich handelnden
Verwaltungsräten.

Anderer Meinung ist Gregor
Geisser, Anwalt und juristischer
Berater des Initiativkomitees: Die
Geschäftsherrenhaftung sei zwar
ursprünglich für natürliche Per-
sonen entstanden. «Die Initiati-
ve verlangt aber nichts Exo-
tisches: Es ist mittlerweile herr-
schende Lehre, dass die
Geschäftsherrenhaftung auch
auf Konzerne angewendet wer-
den könnte.» Im Fall Glencore
müsste gemäss Geisser die Mut-
ter in Verletzung der gebotenen
Sorgfalt allfällige Verstösse
gegen internationale Umwelt-
auflagen durch die Tochter in
Kauf genommen haben. Glen-
core bestreitet dies.

In den Expertenstreitmischt sich
auch das Bundesamt für Justiz
ein. Bereits 2018 hielt es in einem
Arbeitspapier fest: Die Geschäfts-
herrenhaftung sei gemäss über-
wiegender Lehrmeinung auf
Konzernverhältnisse anwendbar.
Auch das Bundesgericht be-
fürworte dies unter bestimmten
Voraussetzungen.

Es fehlt ein Urteil
Allerdings handelt es sich hier
um eine theoretische Diskussion.
Die Geschäftsherrenhaftung ist
noch nie auf Konzerne ange-
wandt worden. Das Bundesge-
richt hat 1992 in einem Fall le-
diglich festgehalten, dass die
Existenz einer Tochterfirma
allein keine Anwendung der
Haftung erlaubt – und anschlies-
send aufgezählt,was für eineAn-
wendung allenfalls vorhanden
sein müsste. Das Gericht nennt
unter anderemAnweisungen des
Konzerns an die Tochter.

Weiter stellt das Bundesamt
für Justiz auf Nachfrage klar: Sei-
neAussagenvon 2018 seien zwar
nachwie vor korrekt – allerdings
nur, wenn Mutter und Tochter

ihren Sitz in der Schweiz hätten.
Trete ein Schaden durch eine
Tochter im Ausland ein, sei die
Geschäftsherrenhaftung wegen
der Bestimmungen des interna-
tionalen Privatrechts nicht an-
wendbar. Dann gelte auch für
eine Klage in der Schweiz aus-
ländisches Recht.

Die heutige Situation in der
Schweiz schaffe Unsicherheit,
sagt der InitiantenberaterGregor
Geisser. Seine Mandanten woll-
ten das ändern. Das gleiche Ziel
verfolgt der Nationalrat mit sei-
nem Gegenvorschlag zur Initia-
tive. Hans-Ueli Vogt (SVP), Pro-
fessor für Wirtschaftsrecht und
Mitautor des Gegenvorschlags
des Nationalrats, sagt: Mit dem
Gegenvorschlag würde neu gel-
ten,dass SchweizerRecht zurAn-
wendung kommt. Und es würde
«schwarz auf weiss» festge-
schrieben,dass die Geschäftsher-
renhaftung tatsächlich auch gilt,
wenn eine Konzernmutter für
Schädigungen durch eine Toch-
ter haftbar gemacht werden soll.

Im Vergleich zur herkömmli-
chen Geschäftsherrenhaftung
will der Nationalrat die Haftung

für Konzerne aber einschränken.
Sie soll nur für ausländische
Töchter gelten, die die Mutter
auch tatsächlich kontrolliert, und
nurwennVerletzungen vonUm-
weltschutzbestimmungen und
Menschenrechten Schäden an
Leib, Leben oder Eigentum ver-
ursacht haben.Die Initiative ver-
langt deutlichmehr. Die Initian-
tenwürden den Gegenvorschlag
des Nationalrats trotzdem ak-
zeptieren.

«Zu grosseHürde»
Nicht aber den Gegenvorschlag,
den der Ständerat beschlossen
hat. «Wirwollen bei derHaftung
den Status quo», sagt Beat
Rieder, der denVorschlag einge-
reicht hat. Und auch das Bun-
desamt für Justiz hält fest, mit
dem Gegenvorschlag des Stän-
derats bleibe bei derHaftung al-
les beim Alten.

Undwaswürde es für den Fall
Glencore bedeuten,wenn die In-
itiative oder der Gegenvorschlag
des Nationalrats angenommen
würde? Gregor Geisser sagt: Die
Initiative bringe Klarheit darü-
ber,welche Sorgfalt vonGlencore
erwartetwerde, und stelle sicher,
dass der Konzern bei Nicht-
einhaltung hafte. Der Weg für
eine Klage in der Schweizwürde
etwas besser ausgeleuchtet.
Schwierig bleibe sie jedoch. Und
Hans-Ueli Vogt hält zur Rechts-
lage allgemein fest: «Die Hürde
scheint heute so gross, dass sie
potenzielle Klägervon einer Kla-
ge in der Schweiz abhält.» Der
Gegenvorschlag desNationalrats
mache es Klägern etwas leichter.

Wie die Klage des Ehemanns
gegen die Betreiber desWerks in
Sambia ausgeht, ist offen. Das
Urteil des höchsten Gerichts des
Landes ist hängig.

Juristen des Bundesmischen sich ein
Konzernhaftungsinitiative Wie weit haften Unternehmen in der Schweiz schon heute für ihre Tochterfirmen?
In dieser Frage sind sich die politischen Lager uneinig. Jetzt meldet sich das Bundesamt für Justiz zuWort.

Das Parlament hat drei Optionen

Die Debatte läuft schon seit
Jahren. Doch nun muss das
Parlament innert dreier Wochen
entscheiden, wie es mit der Kon
zerninitiative umgehen will. Die
Beratungen starten amMittwoch
im Nationalrat. Diese Optionen hat
das Parlament:

1. Die Initiative ohne Gegen
vorschlag ablehnen: Dann käme
die Initiative im nächsten Herbst
zur Abstimmung. Sie will, dass
Schweizer Konzerne bei all ihren
Geschäften sicherstellen, dass sie

Menschenrechte respektieren und
Umweltstandards einhalten. Dies
müssen sie mit sogenannten
Sorgfaltsprüfungen nachweisen.
Gelingt das nicht, sollen sie für
Schäden durch ihre Töchter und
gewisse Zulieferer haften.

2. Nein zur Initiative, Ja zum
Gegenvorschlag des Ständerats:
Auch dann käme die Initiative im
nächsten Herbst zur Abstimmung.
Dieser Gegenvorschlag will, dass
Grossunternehmen Transparenz
zumUmgangmit Menschenrech

ten, Umwelt oder Korruption schaf
fen –mit Berichten. Sorgfaltsprüfun
gen sind nur für den Umgangmit
Kinderarbeit undmit vier Mineralien
vorgesehen. Bei der Haftung will
der Ständerat nichts ändern.

3. Nein zur Initiative, Ja zum
Gegenvorschlag des Nationalrats:
Dann würde die Initiative zurück
gezogen. Dieser Gegenvorschlag
übernimmt das Grundkonzept der
Initiative. Es wären dabei aber
deutlich weniger Unternehmen
betroffen. (ldc)


